
einer Rechtsfrage ausgesetzt wurde. Nun wurde
dem Fragesteller bekannt, dass Revitalisierungs-
maßnahmen aus dem Europäischen Fonds für re-
gionale Entwicklung auch für kommunale Gebiets-
körperschaften oder deren Zusammenschlüsse
nicht mehr möglich sind, obwohl die Thüringer
Richtlinie zur Förderung der Revitalisierung von
Brachflächen vom 5. Dezember 2011 bis zum
31. Dezember 2015 gilt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche rechtliche Grundlage bzw. welche Fakto-
ren hat die Landesregierung zum Anlass genom-
men, die Förderung der Revitalisierung von Brach-
flächen auch für kommunale Gebietskörperschaften
oder deren Zusammenschlüsse auszusetzen?

2. Wie viele Anträge mit welchen Förderumfängen
wurden im Rahmen der Förderung der Revitalisie-
rung von Brachflächen durch kommunale Gebiets-
körperschaften oder deren Zusammenschlüsse in
den Jahren 2012 und 2013 eingereicht?

3. Wie viele fristgemäß eingereichte Förderanträge
der kommunalen Gebietskörperschaften oder deren
Zusammenschlüsse wurden in den Jahren 2012
und 2013 mit welchen Förderumfängen bewilligt
und wie viele Anträge wurden mit welcher Begrün-
dung abgelehnt?

4. Welche konkreten Maßnahmen plant die Landes-
regierung, um eine Förderung bis zum in Ziffer 10
der Richtlinie ausgewiesenen Befristungsdatum
31. Dezember 2015 zu ermöglichen? Danke.

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet der Staatssekre-
tär im Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Um-
welt und Naturschutz, Herr Richwien.

Richwien, Staatssekretär:

Vielen Dank, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Untermann beantworte ich
für die Thüringer Landesregierung wie folgt:

Herr Untermann, gestatten Sie mir zur Einleitung ei-
ne Vorbemerkung. Die Aussetzung der Förderung
der Brachflächenrevitalisierung für private Antrag-
steller wurde bereits am 6. Mai 2011 aufgehoben.
Seit diesem Zeitpunkt wurden auch private Anträge
wieder bewilligt.

Zu Ihrer ersten Frage: Am 31. Dezember 2013 en-
det die Bewilligungsphase der laufenden EU-För-
derperiode von 2007 bis 2013. Im Jahr 2014 kön-
nen nur noch die im Jahr 2013 bewilligten Verpflich-
tungsermächtigungen für das Jahr 2014 abfinan-
ziert werden.

Zu Ihrer zweiten Frage: Im Jahr 2012 wurden
78 Anträge kommunaler Gebietskörperschaften
oder deren Zusammenschlüsse mit einem Förder-

volumen von insgesamt 2,9 Mio. € eingereicht. Er-
gänzend möchte ich auch die Daten zu den priva-
ten Antragstellern nennen: 85 private Antragsteller
haben im Jahr 2012 Anträge mit einem Fördervolu-
men von 4,4 Mio. € eingereicht. Im Jahr 2013 wur-
den 96 Anträge kommunaler Gebietskörperschaften
oder deren Zusammenschlüsse mit einem Förder-
volumen von insgesamt 3,4 Mio. € eingereicht. Zu-
dem haben 86 private Antragsteller Anträge mit ei-
nem Fördervolumen von 4,4 Mio. € eingereicht.

Zu Ihrer dritten Frage: Im Jahr 2012 wurden
46 Maßnahmen kommunaler Gebietskörperschaf-
ten oder deren Zusammenschlüsse mit einem För-
dervolumen von insgesamt 1,2 Mio. € bewilligt. Zu-
dem wurden 32 Maßnahmen privater Antragsteller
mit einem Fördervolumen von insgesamt 0,8 Mio. €
bewilligt, 32 kommunale Anträge mit einem Förder-
volumen von 1,7 Mio. € und 53 private Anträge mit
einem Fördervolumen von 3,6 Mio. € wurden abge-
lehnt, da die zur Verfügung stehenden Mittel nicht
für alle Anträge ausreichen. Zudem hatten diese
Anträge niedrigere Priorität innerhalb der mit den
Leader-Gruppen abgestimmten Prioritätenlisten. Im
Jahr 2013 wurden 40 Maßnahmen kommunaler
Gebietskörperschaften oder deren Zusam-
menschlüsse mit einem Fördervolumen von insge-
samt 1,2 Mio. € bewilligt. Zudem wurden 36 Maß-
nahmen privater Antragsteller mit einem Fördervo-
lumen von insgesamt 0,7 Mio. € bewilligt. 56 kom-
munale Anträge mit einem Fördervolumen von
2,2 Mio. € und 50 private Anträge mit einem Förder-
volumen von 3,7 Mio. € wurden abgelehnt, da die
zur Verfügung stehenden Mittel nicht für alle Anträ-
ge ausreichen und diese Anträge niedrige Prioritä-
ten innerhalb der mit der Leader-Gruppe abge-
stimmten Prioritätenliste hatten.

Zu Ihrer vierten Frage: Die Förderung der Revitali-
sierung von Brachflächen im Rahmen des Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung endet mit
der laufenden Förderperiode 2007 bis 2013. Für die
neue Förderperiode 2014 bis 2020 wird derzeit ein
Förderprogramm zur Flächenentwicklung und zum
Schutz der Ressource Boden unter den neuen
Rahmenbedingungen des Europäischen Landwirt-
schaftsfonds über die Entwicklung des ländlichen
Raums initiiert.

Vizepräsident Gentzel:

Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr Staatsse-
kretär. Wir machen weiter mit der Mündlichen An-
frage der Abgeordneten Schubert von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 5/
7025.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Herr Präsident.
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Mitgliedschaft von Minister Gnauck im Aufsichtsrat
der Beraterfirma Symbion AG

Es ist bekannt geworden, dass der Thüringer Minis-
ter für Bundes- und Europaangelegenheiten und
Chef der Thüringer Staatskanzlei, Jürgen Gnauck,
dem Kabinett einen Antrag auf Erteilung einer Aus-
nahmegenehmigung für seine Mitgliedschaft im
Aufsichtsrat der Beraterfirma Symbion AG vorge-
legt hat. Minister Gnauck stellte diesen Antrag so-
mit etwa zwei Monate, nachdem er von Ministerprä-
sidentin Lieberknecht in sein Amt berufen wurde.
Nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes über die
Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Landesregie-
rung ist einem Mitglied der Landesregierung jedoch
ohne Zustimmung des Landtags die Mitgliedschaft
in einem Aufsichtsgremium eines auf Erwerb ge-
richteten Unternehmens nicht gestattet. Laut einer
Pressemitteilung u. a. in der „Thüringer Allgemeine“
vom 10. Dezember 2013 hat Minister Gnauck sei-
nen Antrag inzwischen zurückgezogen. Die nach-
folgenden Fragen stellen sich dennoch.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wann und wie hat Minister Gnauck die genehmi-
gungspflichtige Aufsichtsratstätigkeit bei der Symbi-
on AG gegenüber dem Thüringer Kabinett bzw. der
Ministerpräsidentin angezeigt?

2. Inwieweit hat Minister Gnauck gegen seine Mit-
teilungspflichten gegenüber der Landesregierung
bzw. gegenüber dem Landtag entsprechend § 5
des Thüringer Gesetzes über die Rechtsverhältnis-
se der Mitglieder der Landesregierung verstoßen?

3. In welcher Art und in welcher Höhe erhielt Minis-
ter Gnauck seit seiner Ernennung zum Minister und
Chef der Staatskanzlei für seine Tätigkeit als Mit-
glied des Aufsichtsrates eine Vergütung durch die
Symbion AG?

4. Wann hat Minister Gnauck die Einkünfte, sofern
er sie erzielte, aus seiner Tätigkeit für die Symbi-
on AG, soweit diese den Höchstbetrag entspre-
chend § 5 Abs. 3 des Thüringer Gesetzes über die
Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Landesregie-
rung überstiegen, an das Land abgeführt?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet die Staats-
kanzlei. Herr Minister Gnauck, bitte.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist aber auch komisch, wenn er zu seiner ei-
genen Person antwortet.)

Gnauck, Minister für Bundes- und Europaange-
legenheiten und Chef der Staatskanzlei:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, die Mündliche Anfrage der Abgeordneten

Schubert beantworte ich namens der Landesregie-
rung gerne persönlich wie folgt:

Zu Frage 1: Zu Beginn meiner Amtszeit habe ich
die Aufsichtsratstätigkeit gegenüber der Thüringer
Staatskanzlei angezeigt und darum gebeten, die
notwendigen Schritte einzuleiten.

Zu Frage 2: Wie ich in meiner Antwort zu Frage 1
bereits ausgeführt habe, habe ich die notwendigen
Schritte zur Einleitung der Zustimmung des Thürin-
ger Landtags zu meiner Aufsichtsratstätigkeit un-
verzüglich eingeleitet. Ein Verstoß gegen das Thü-
ringer Ministergesetz liegt nicht vor.

Zu Fragen 3 und 4: Ohne dass ich rechtlich dazu
gezwungen wäre, diese Frage hier zu beantworte-
ten: Ich habe hierfür keinerlei Vergütung erhalten.

Vizepräsident Gentzel:

Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr Staatsse-
kretär, nein, Herr Minister. Staatssekretär und Mi-
nister, da muss ich mich selbst erst einmal zurecht-
finden.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist in Thüringen gar nicht
so leicht, Herr Präsident.)

Wie bitte?

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist nicht so leicht in Thü-
ringen.)

Wir machen weiter mit der Mündlichen Anfrage der
Abgeordneten Dr. Scheringer-Wright von der Frak-
tion DIE LINKE in der Drucksache 5/7026.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Verstöße gegen bestehende Tierhaltungsvorschrif-
ten in einer Schweinezuchtanlage in der Einheits-
gemeinde Heideland?

Durch die Tierschutzorganisation Animal Rights
Watch wurden Bilder von äußerst unprofessioneller,
nicht tiergerechter Haltung von Sauen und Ferkeln
in einer Schweinezuchtanlage in der Einheitsge-
meinde Heideland veröffentlicht. Im „Thüringen
Journal“ vom 29. November 2013 wurde dies in ei-
nem Beitrag verarbeitet und ausgestrahlt, auch der
zuständige Amtstierarzt wurde zu den Zuständen in
diesem Betrieb befragt. Der Amtstierarzt antwortete
auf Fragen zur Kontrolle in dem Betrieb sinngemäß,
dass nicht alle Ställe eines Betriebes begangen und
kontrolliert werden könnten. In den FOCUS-Online-
Nachrichten vom 5. Dezember 2013 wird der Präsi-
dent des Thüringer Landesamtes für Verbraucher-
schutz zur Schweinezuchtanlage in der Einheitsge-
meinde Heideland unter Verwendung einer dpa-
Meldung mit der Aussage zitiert: „Hier liegen in
nicht unerheblichem Umfang Verstöße gegen
bestehende Tierhaltungsvorschriften vor.“
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